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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 977. Sitzung des Bun-
desrates am Freitag, 17.05.20191: 

 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 4/2019 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
 
2. Gesetz zur Einführung einer Karte für Unionsbürger und Angehörige des Europäischen 

Wirtschaftsraums mit Funktion zum elektronischen Identitätsnachweis sowie zur Än-

derung des Personalausweisgesetzes und weiterer Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 186/19 
Drucksache 186/1/19 

 
Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses. 

 
 

5. Gesetz zum Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zum Zugang zum Sozialschutz 
für Arbeitnehmer und Selbständige 

gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG 
Drucksache 189/19 

 

Zustimmung zum Gesetz. 

  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



6. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes zur Schlie-
ßung der Förderlücken von Geflüchteten im Analogleistungsbezug 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz 

Drucksache 151/19 
Drucksache 151/1/19 

 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 

 
 

7. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Thüringen 
Drucksache 167/19 

Drucksache 167/1/19 
 

Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
 

 
8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Niedersachsen, Bremen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 207/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

9. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
Drucksache 113/19 

Drucksache 113/1/19 (neu) 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Ziffern 1 bis 11 
der Empfehlungsdruckdache 113/1/19 (neu) und in der Schlussabstimmung. Zustimmung 
zur Beauftragten-Bestellung gemäß Ziffer 12. 

 



10. Entschließung des Bundesrates zur steuerlichen Entlastung verbilligter Wohnraum-
überlassungen 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 169/19 
Drucksache 169/1/19 

 
Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 1 der Emfpehlungs-
drucksache 169/1/19. 

 

 
11. Entschließung des Bundesrates - Akzeptanz und Wertschätzung statt Pathologisierung 

und Diskriminierung: Menschen in ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen 
Identität stärken - "Konversionstherapien"verbieten 

Antrag der Länder Hessen, Berlin, Bremen, Saarland, 
Schleswig-Holstein und Brandenburg, Rheinland-Pfalz 

Drucksache 161/19 
Drucksache 161/1/19 

 
Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 161/1/19 und in der 
Schlussabstimmung. 

 

 
12. Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der Unabhängigkeit des Medizinischen 

Dienstes der Krankenversicherung (MDK) 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 204/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

13. Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung der Patientenorientierung 

Antrag der Länder Brandenburg, Berlin 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 206/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 



14. Entschließung des Bundesrates zur Änderung datenschutzrechtlicher Bestimmun-
gen 

Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 144/19 
Drucksache 144/1/19 

 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 

 
 

16. Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung der Situation der Opfer des SED-
Unrechts 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 175/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
17. Entschließung des Bundesrates: Fertigung von Batteriezellen als Speichermedium 

zur Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit und Klimaschutz in Deutschland 

Antrag der Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
Drucksache 143/19 
Drucksache 143/1/19 

 
Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 143/1/19 ohne die Ziffern 3 
und 10. Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 

 
18. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung von Auslände-

rinnen und Ausländern - Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 177/19 
Drucksache 177/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 177/1/19 ohne die Ziffern 5, 8, 11 und 
12. 

 

 
19. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 178/19 

Drucksache 178/1/19 
 



Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 178/1/19 ohne die Ziffern 4, 6 bis 10 und 
14. Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 178/2/19. 

 

 
20. Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung des Implantateregisters Deutschland und zu wei-

teren Änderungen des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (Implantateregister-Errich-
tungsgesetz - EIRD) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 152/19 

Drucksache 152/1/19 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 152/1/19 ohne die Ziffern 6, 7 und 9. 
Zustimung zum Plenarantrag in Drucksache 152/2/19. 

 
 

22. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 154/19 
Drucksache 154/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 154/1/19. Keine Zustimmung zu den 
Plenaranträgen 154/2/19 und 154/4/19. Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 
154/3/19. 

 

 
23. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 179/19 
Drucksache 179/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Emfpehlungsdrucksache 179/1/19 ohne die Ziffern 1, 2, 4 bis 6, 8, 
9, 12, 13, 17, 19, 22, 23, 25, 27 bis 29, 32, 33, 37, 38, 40, 41, 43, 44 und 46. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 179/2/19. 

 
25. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG 

II) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 156/19 

Drucksache 156/1/19 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 156/1/19. 
 



27. Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. Januar 2019 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Französischen Republik über die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit und Integration 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 180/19 

Drucksache 180/1/19 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 180/1/19. 
 

 
30. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat und 

den Rat: Auf dem Weg zu einer effizienteren  
und demokratischeren Beschlussfassung in der EU-Steuerpolitik 

COM(2019) 8 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 31/19 
Drucksache 31/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 31/1/19 ohne die Ziffern 1 bis 6, 9, 11, 
13, 14. 

 

 
31. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Schaffung von Vertrauen in eine auf den Menschen ausgerichtete künstliche Intelli-
genz 

COM(2019) 168 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 165/19 
Drucksache 165/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 165/1/19. 

 
 

35. Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am Straßenverkehr und 
zur Änderung weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 158/19 

Drucksache 158/1/19 
 

Zustimmung zur Verordnung und Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdruck-
sache 158/1/19 ohne die Ziffern 1, 4 und 12. Zustimung zu den Plenaranträgen in den 
Drucksachen 158/2/19 bis 158/7/19. Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 



38. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 209/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
39. Entschließung des Bundesrates "Funktionsschwäche der Tarifautonomie: Problem be-

nennen, Strategie entwickeln, Gestaltungswillen bezeugen" 

Antrag der Länder Bremen, Brandenburg, Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 212/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

40. Entschließung des Bundesrates zu langen Transporten von Nutztieren 

Antrag der Länder Hessen, Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 213/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

41. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds  
für den Beirat der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen 

gemäß § 5 BEGTPG 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 221/19 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Benennung. 
 



Umdruck 4/2019 („Grüne Liste“) 

 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

1. Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung energiesteuerrechtli-

cher Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 185/19 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

3. Gesetz zu dem Protokoll vom 11. Juni 2014 zum Übereinkommen  

Nr. 29 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1930  

über Zwangs- oder Pflichtarbeit 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 187/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - 

4. Gesetz zu dem Abkommen vom 24. November 2017 über eine umfassende und verstärkte Part-

nerschaft zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und 

ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Armenien andererseits 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 188/19 

Ausschussbeteiligung - EU - 



II. 

Die Entschließung zu fassen:  

15. Entschließung des Bundesrates zur effektiven Bekämpfung von sogenannten "Gaffern" 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 

Drucksache 142/19 

Ausschussbeteiligung - R - In - 

III. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

21. Entwurf eines Gesetzes zum Ersten IT-Änderungsstaatsvertrag 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 153/19 

Ausschussbeteiligung - In - Fz - 

28. Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 6. Februar 2019 zum Nordatlantikvertrag über 

den Beitritt der Republik Nordmazedonien 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 159/19 

Ausschussbeteiligung - V - 



IV. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stellung-

nahmen abzugeben:  

24. Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 155/19 

Drucksache 155/1/19 

Ausschussbeteiligung - K - 

26. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 2016 

zur Änderung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische 

Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 157/19 

Drucksache 157/1/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

V. 

Einvernehmen zu erklären:  

29. Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Zusammensetzung des Ausschusses der Regi-

onen 
COM(2018) 782 final 

gemäß § 14 Absatz 1 EUZBLG 

Drucksache 199/19 

Drucksache 199/1/19 

Ausschussbeteiligung - EU - 



VI. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

32. Verordnung über die Durchführung einer vierten Bundeswaldinventur (Vierte Bundeswaldinven-

tur-Verordnung - 4. BWI-VO) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 146/19 

Ausschussbeteiligung - AV - Fz - 

33. Verordnung zur Änderung der CRS-Ausdehnungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 166/19 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

34. Verordnung über das Deutsche Hämophilieregister (Hämophilieregister-Verordnung - DHRV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 145/19 (neu) 

Ausschussbeteiligung - G - In - K - 

VII. 

Entsprechend dem Vorschlag zu beschließen:  

36. Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der Geschichte der Bundes-

republik Deutschland" 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 

"Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 

Drucksache 139/19 

Ausschussbeteiligung - K - 



VIII. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem 

Beitritt abzusehen: 

37. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 176/19 

Ausschussbeteiligung - R - 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder 
beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen 
sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html


 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 977. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/977/download/977-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/977/download/977-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

